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Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz

Herrn Abgeordneten Felix Reifschneider (FDP)
über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei - G Sen -

A n t w o r t
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/11826
vom 10. Mai 2022
über Wie reagiert die SenUMVK auf Beschlüsse von Bezirksverordnetenversammlungen?

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Frage 1:

Welche Anträge und Anliegen wurden seit Beginn der aktuellen Legislaturperiode von Bezirksämtern auf Basis von
Beschlüssen von Bezirksverordnetenversammlungen (BVV) an die SenUMVK herangetragen (bitte um tabellarische
Darstellung getrennt nach Bezirken)?

a. Wie ist die SenUMVK damit jeweils verfahren?
b. Welche abschließende Rückmeldung erfolgte jeweils an die Bezirksämter?
c. Zu welchen Anträgen und Anliegen erfolgte noch keine abschließende Rückmeldung an die
Bezirksämter?

Antwort zu 1:

Über die Schreiben der Bezirksämter, mit denen von den Bezirksverordnetenversammlungen
beschlossene Anträge oder Anliegen an die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität,
Verbraucher- und Klimaschutz herangetragen werden, werden keine Statistiken oder
Übersichten geführt.
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Frage 2:

Trifft es zu, dass die SenUMVK die Bezirksämter angewiesen hat, Beschlüsse der BVV künftig nicht mehr an die
SenUMVK weiterzuleiten? Falls ja, wie sollen demokratische Beschlüsse der BVV, die nicht in der Zuständigkeit des
Bezirksamts liegen, umgesetzt werden?

Antwort zu 2:

Die Senatsverwaltung für Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz hat – wie bereits die
Vorgängerverwaltungen – mit Schreiben vom 11. Januar 2022 die Bezirksämter auf die
bestehende Rechtslage und die entsprechende Praxis, sich bei der Aufgabenerfüllung der
Hauptverwaltung und der Bezirke an Verfassung und Gesetz auszurichten, hingewiesen. Sie hat
erläutert, dass es nach dem Bezirksverwaltungsgesetz Aufgabe des Bezirksamtes bzw. der
Bezirksverwaltung ist, in eigener Verantwortung Empfehlungen der
Bezirksverordnetenversammlung zu bearbeiten und Fragen aus dem eigenen
Zuständigkeitsbereich zu beantworten. Soweit dabei Zuarbeiten aus der Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz bzw. der Hauptverwaltung erforderlich sind,
ist es Praxis, dass sich die Bezirke mit konkreten Formulierungen an diese wenden. Es kann
jedoch grundsätzlich keine Beantwortung von Anfragen einzelner Bezirksverordneter oder
Bürgeranfragen an das Bezirksamt durch die Senatsverwaltungen stattfinden, denn die
Adressaten solcher Anfragen sind die Institutionen der bezirklichen Selbstverwaltung.

Im Anschluss daran hat die Regierende Bürgermeisterin diese Rechtslage noch einmal im Rat
der Bürgermeister erläutert und ausgeführt, dass es nach dem hier maßgeblichen Artikel 72 der
Verfassung von Berlin sowie der §§ 11 und 13 des Bezirksverwaltungsgesetzes (BezVG)
grundsätzlich keine Zuständigkeit der Hauptverwaltungsebene für die Beantwortung von
Anfragen einzelner Mitglieder der Bezirksverordnetenversammlungen gibt; Ausnahmen
bestehen insoweit nach § 13 Absatz 3 BezVG (BVV-Empfehlungen) und § 17 Absatz 3 BezVG
(Unterstützung der BVV-Ausschüsse für Eingaben und Beschwerden). Empfehlungen von
Bezirksverordnetenversammlungen nach § 13 Absatz 3 BezVG nehmen der Senat bzw. die
jeweils zuständige Senatsverwaltung in den Abwägungs- und Entscheidungsfindungsprozess
auf.

Senat und Bezirke kooperieren daher weiterhin nach der gelebten Praxis des Austauschs und
der gegenseitigen Information auf Arbeitsebene sowie durch das Einholen ergänzender
Informationen in den jeweils zuständigen Senats- oder Bezirksverwaltungen auf Arbeitsebene.



3

Frage 3:

Welche weiteren Informationen gibt es ggf., die für das Verständnis der in dieser Anfrage erörterten Sachverhalte
relevant sind?

Antwort zu 3:

Es wird auf das beigefügte Schreiben vom 11. Januar 2022 verwiesen.

Berlin, den 24.05.2022

In Vertretung

Markus Kamrad
Senatsverwaltung für
Umwelt, Mobilität, Verbraucher- und Klimaschutz








